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Ostfriesische Nachrichten vom 9. August 1997 
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Ostfriesische Nachrichten vom 6. Mai 2015 
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Am 19. Juni 2018 stellte der ehemalige niedersächsische Wissenschaftsminister Dr. Johann-Tönjes 
Cassens im Auricher Rathaus sein Buch „Diener zweier Bundesländer“ vor, in dem es u.a. auch um 
das Kriegsende 1945 ging. 

Cassens war mit Bürgermeister Windhorst verwandt, der zu dieser Veranstaltung eingeladen hatte. 

 
Ostfriesische Nachrichten vom 20. Juni 2018 

 



318 
 

 
Ostfriesischer Kurier vom 22. Juni 2018 

 

 
Ostfriesen-Zeitung vom 27. Juni 2018 
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Ostfriesische Nachrichten vom 4. Mai 2020 
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Ostfriesische Nachrichten vom 5. Mai 2020 
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Ostfriesische Nachrichten vom 6. Mai 2020 
 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



324 
 

Ostfriesische Nachrichten vom 7. Mai 2020 
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Ostfriesische Nachrichten vom 8. Mai 2020 
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Anlage 1:  Informationen zur ehemaligen jüdischen Gemeinde Aurich 

 

Die Stadt Aurich hatte nach der Volkszählung vom Juni 1933 insgesamt 6.489 Einwohner. 
Davon waren 

- lutherisch = 5.223  = 80,5 % 
- reformiert =    519  =   8    % 
- jüdisch  =    395  =   6,1 % 
- katholisch =    258  =   4    % 
- sonstige =      94  =   1,4 % 

 
Der Anteil der jüdischen Bevölkerung soll, bezogen auf die Einwohnerzahl, der zweithöchste in 
Deutschland nach Frankfurt/Main gewesen sein. 
 
Die Juden waren überwiegend im Bereich Handel und Gewerbe tätig. 
Im Branchenverzeichnis von 1926 sind unter der Rubrik „Viehhandlungen und Schlachtereien“ 
insgesamt 58 aufgeführt, davon 50 von jüdischen Mitbürgern. 
Unter der Rubrik „Manufakturwaren, Konfektion, Wollwaren, Spinnereien und Färbereien“ sind 23 
Adressen benannt, davon 10 von jüdischen Bürgern. 
 

Die Schikanen gegen jüdische Mitbürger bzw. jüdische Geschäfte begannen bereits vor der 
Machtergreifung der Nationalsozialisten im Jahr 1933. Zunächst noch – im Vergleich zu später – 
vereinzelt, dann aber immer massiver werdend. 
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Bereits Ende März 1933, zwei Monate nach der Machtergreifung der Nationalsozialisten, kam es zu 
Boykottaufrufen gegen jüdische Geschäfte. 
 

 

Die Zeit von April 1933 bis Anfang 1935 konnte von den Juden noch als verhältnismäßig ruhig 
empfunden werden, doch kündigten neue Aktionen eine weitere Verschärfung an. In einer 
Sonderausgabe der „Ostfriesischen Tageszeitung“ vom 1. Februar 1935 wurde gegen 

 jüdische Aufdringlichkeiten in der Kundenwerbung 
 Kaufeinladungen durch Postwurfsendungen mit verführerischen Schleuderpreisen 

polemisiert und 

 Postsendungen auch an nationalsozialistische Familien als „Unverfrorenheit und Frechheit“ 
bezeichnet. 

 

Durch die „Nürnberger Gesetze“ von 1935 und hier speziell die Auswirkungen des neuen 
„Reichsbürgergesetzes“ veränderten sich die Lebensverhältnisse erstmals deutlich. 
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Trotz dieser Diskriminierungen verließen zunächst nur wenige jüdische Mitbürger ihre Heimatstadt. 
Der Verwaltungsbericht der Stadt Aurich registrierte am 31. Dezember 1936 noch 362 Juden 
gegenüber 398 im Jahr 1933. 
Viele glaubten, nach dem Erlass der „Nürnberger Gesetze“ im Jahr 1935 sei das Schlimmste 
überstanden. 
Aus Anlass der Olympischen Spiele 1936 in Berlin verschwanden antisemitische Schilder 
vorübergehend. 

Aber im Jahr 1938 wurde spürbar deutlich, dass die NS-Machthaber nur eine Pause eingelegt hatten, 
jedoch keineswegs von ihrer antisemitischen Politik Abstand genommen hatten. 

Die Reichspogromnacht vom 9./10. November 1938 beweist dies mit aller Deutlichkeit: 
 

 Synagogen wurden in ganz Deutschland in Brand gesteckt  
 jüdische Mitbürger wurden zusammengetrieben und misshandelt 
 viele wurden in Konzentrationslager gebracht 

Auch in Aurich wurde die Synagoge zerstört und jüdische Mitbürger in der „Bullenhalle“ an der 
Emder Straße (später BMW-Saathoff, heute Kino) und auf dem „Ellernfeld“ drangsaliert und gequält. 
Eine Gedenkwand im Kino und eine Gedenktafel beim Hallen- und Freibad „de Baalje“ am Ellernfeld 
erinnern an das Geschehen. 
 

 
Gedenktafel am Ellernfeld 
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Ruine der zerstörten Auricher Synagoge 

 
in der Landwirtschaftlichen Auktionshalle („Bullenhalle“)  

in der Pogromnacht zusammengetriebene Auricher Juden 
im Vordergrund die sie bewachenden NS-Parteifunktionäre und SA-Männer 

 

Novemberpogrom 1938 in Aurich 

Nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten begannen für die Juden die Entrechtung und 
Verfolgung. Bereits am 29. März 1933 umstellten bewaffnete SA-Männer die Synagoge und 
erzwangen die Herausgabe der Schächtmesser, um diese anschließend auf dem Marktplatz zu 
verbrennen. Ohne diese koscheren Schächtmesser konnten die jüdische Schlachter hier ihr Handwerk 
nicht mehr ausüben. Dennoch waren die Gottesdienste bis 1936 noch gut besucht.  

Während der Novemberpogrome 1938 setzten SA-Männer das Gebäude in Brand. Die Auricher 
Befehlskette lief über den in Emden wohnende Führer des Auricher SA-Sturmbannes Georg Eltze. Die 
Emder Kreisleitung der NSDAP, die ihrerseits von der Gauleitung in Oldenburg bzw. der SA-Nordsee 
instruiert worden war, hatte ihn vermutlich zwischen 23 und 24 Uhr zuhause angerufen und ihn in 
groben Zügen über die geplanten Aktionen informiert.  
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Eltze informierte umgehend den Auricher Kreisleiter Heinrich Bohnens, besprach die weiteren 
Maßnahmen mit ihm und machte sich anschließend mit mehreren SA-Männern auf den Weg nach 
Aurich. Parallel dazu organisierte er die Beschaffung von Benzin in Aurich. Bohnens informierte 
währenddessen die Auricher Feuerwehr und teilte dieser mit, dass eine Übung stattfinden würde. 
Deshalb solle die Feuermeldeanlage stillgelegt werden. Als Eltze schließlich mit seinen Männern auf 
dem Auricher Marktplatz eintraf, warteten dort die Auricher SA und der Kreisleiter. Nach einer kurzen 
Einweisung begab sich ein Teil des Trupps zur Synagoge und sperrte diese ab. Anschließend legten 
Eltze und seine SA-Männer in den frühen Morgenstunden ein Feuer in dem Bau. Er brannte nieder, 
zusammen mit den in ihr befindlichen Torarollen und Gebetbüchern.  

Die angerückte Feuerwehr erhielt die Anweisung, ein Übergreifen des Feuers auf ein benachbartes 
Privathaus und auf die jüdische Schule zu verhindern. Die Synagoge brannte so bis auf die 
Grundmauern nieder.  
Parallel dazu begann die Aufholung der Juden in der Stadt. Dazu war ein Teil der SA-Truppen auf 
dem Marktplatz instruiert worden, „Juden ohne Rücksicht auf Alter und Geschlecht festzunehmen“ 
und in der landwirtschaftlichen Halle zu internieren. Dort wurden sie beschimpft und misshandelt. 
An dieser Aktion waren auch SS-Männer und Mitglieder des Nationalsozialistischen Kraftfahrkorps 
(NSKK) wie auch SA-Trupps aus den Nachbardörfern Holtrop und Westerende beteiligt. Ältere, 
Gebrechliche, Frauen und Kinder durften am Mittag des 10. November in ihre zerstörten Wohnungen 
zurückkehren. Die zurückgebliebenen Männer, etwa 50, mussten im Vorführraum der Halle bis zum 
Mittag ausharren, ohne Essen oder Trinken zu bekommen. Anschließend führten ihre Peiniger sie auf 
das Ellernfeld, wo sie mit Sport- und anderen Exerzierübungen gedemütigt, drangsaliert und gequält 
wurden. Im Laufe des Nachmittags ließ die SA weitere Männer frei. Die anderen, insgesamt 42 unter 
60 Jahre alten Männer, nahm sie in Schutzhaft und schloss sie im Gerichtsgefängnis ein. Am 11. 
November wurden sie schließlich über Oldenburg in das Konzentrationslager Sachsenhausen 
deportiert, aus dem sie erst nach Wochen zurückkehren konnten. Der letzte Auricher Jude kehrte im 
Januar 1939 zurück in die Stadt.  
Die Gemeinde löste sich nach den Novemberpogromen schnell auf. Etwa 30 Juden flohen in die 
Niederlande, etwa 25 in die USA, 17 nach Palästina, neun nach England, vier nach Australien und je 
eine Person rettete sich nach Italien, in die Schweiz und nach Schweden. Die letzten Juden verließen 
die Stadt im Frühjahr 1940. Am 18. April 1940 meldete der Auricher Landrat an den 
Regierungspräsidenten, dass „im ländlichen Bezirke des Kreises sowie in der Stadt Aurich […] keine 
Juden mehr wohnhaft“ seien.  
Die immer kleiner werdende Gemeinde führte ihre Gottesdienste nach Zerstörung der Synagoge in 
der Wohnung der Lehrerwitwe Amalie Wolff, geb. Fromm, durch. Auch für den Schulunterricht 
mussten nach Beschlagnahmung des Schulgebäudes Privaträume des letzten Auricher Synagogen-
vorstehers Abraham Wolffs genutzt werden.  
 

 
Den jüdischen Ärzten wurde ab dem 30. September 1938 die Approbation entzogen. 
Der in Aurich tätige jüdische Arzt Dr. Hoffmann durfte keine arischen Patienten mehr behandeln 
und nur noch als „Krankenbehandler“ für Juden tätig sein. 
 
Ab dem 1. Januar 1939 mußten Juden ihrem Vornamen den Zusatz „Sara“ bzw. “Israel“ hinzufügen. 
Die Pässe wurden mit dem Zusatz „J“ versehen. 

Nach einer Erhebung der Stadt Aurich lebten Ende 1939 nur noch 151 – 155 Juden in Aurich. 
Wolf Wolffs, Sohn des langjährigen Auricher Synagogenvorstehers Abraham Wolffs, berichtete 
dazu: 
(den Bericht hat er der Gedenkstätte Yad Vashem in Jerusalem übergeben) 
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„ „Ende Januar 1940 wurde ich statt 
meines erkrankten Vaters von einem SS-
Mann zum Landratsamt gebracht. Dort 
wurde angeordnet, dass mein Vater 
seines Amtes enthoben ist und ich als 
verantwortlicher Gemeindevorsteher 
eingesetzt würde. 
Bis zum 1. April 1940 hätte ich dafür zu 
sorgen, dass sämtliche Juden den Kreis 
Aurich verlassen.“ 

 

Mitte 1940 meldete der Landrat dem 
Regierungspräsidenten: 
„Im ländlichen Bezirke des Kreises sowie 
der Stadt Aurich sind keine Juden mehr 
wohnhaft“. 
 
Aurich war „Judenfrei“. 
 
Wolf Wolffs überlebte und fand in Israel 
eine neue Heimat. 

 
 

Einige Täter wurden nach Kriegsende zur Rechenschaft gezogen und verurteilt. 

Im Prozess um den Synagogenbrand in Aurich wurden im Dezember 1948 vier Männer vor dem 
Schwurgericht des Landgerichts Aurich wegen Brandstiftung, Landfriedensbruchs, schwerer 
Freiheitsberaubung und Verbrechens gegen die Menschlichkeit angeklagt: der NSDAP-Kreisleiter 
Heinrich Bohnens, der Maler Hermann Theesfeld, der Kaufmann Karl Rector und der 
Regierungsobersekretär Harm Flügge. Letzterer wurde wie Bohnens wegen seiner „Zugehörigkeit 
zum Korps der politischen Leiter“ in Internierungshaft genommen.  
Er blieb dort bis zum 19. Juni 1948, eine aktive Beteiligung an der Brandstiftung wurde ihm nicht 
nachgewiesen. 
Bohnens, dem man nicht die aktive Teilnahme an der Brandstiftung nachweisen konnte, wurde zu 
einer Zuchthausstrafe von drei Jahren verurteilt, zudem wurden ihm die bürgerlichen Ehrenrechte 
auf die Dauer von vier Jahren aberkannt.  
Theesfeld erhielt eine Gefängnisstrafe von einem Jahr und Rector von zehn Monaten. Bohnens wurde 
1950 vorzeitig entlassen.  
 

Als Initiator und Organisator wurde ein Verstorbener genannt: Sowohl für die Brandlegung wie auch 
die Aufholung und Misshandlung der Juden wurde der SA-Sturmbannführer Georg Eltze 
verantwortlich gemacht. Er war wie der SA-Mann Haas, dem besonders brutales Vorgehen 
zugeschrieben wurde, im Krieg gefallen. 
 

In einem zweiten Prozess 1949/1950 wurde wegen der Ausschreitungen in der Pogromnacht Anklage 
gegen 28 weitere Personen, darunter eine Frau, erhoben, die des Verbrechens gegen die 
Menschlichkeit, Landfriedensbruchs und der Freiheitsberaubung angeklagt wurden.  
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Obwohl viele Auricher die Nacht und den kommenden Tag miterlebt hatten, fanden sich kaum 
Zeugen, die bereit waren, auszusagen. Einige Zeugen zogen, als es ernst wurde, ihre früheren 
Aussagen wieder zurück.  
Die große Mehrheit der angeklagten SA Männer behauptete, sich nicht an die Ereignisse erinnern zu 
können, dass sie geschlafen hätten, gar nicht in Aurich anwesend gewesen seien oder dass sie nur 
mit der Absperrung der Straßen beauftragt worden seien. 
 

Am 16. Februar 1950 erfolgte die Urteilsverkündung: Elf der Angeklagten erhielten Freiheitsstrafen 
zwischen sieben Monaten und einem Jahr Gefängnis, zehn Verfahren wurden aufgrund des 
Straffreiheitsgesetztes von 1949 eingestellt, sieben wegen Mangels an Beweisen eingestellt.  
 

Keiner der elf Verurteilten musste die Haft vollständig verbüßen. 
 

 
 

Von den 154 Juden, die Ende Januar 1940 noch in Aurich gemeldet waren, überlebten lt. Wolf Wolffs 
nur 5 Personen. 

Insgesamt sind von der jüdischen Gemeinde in Aurich mehr als 250 Personen an den Folgen von 
Misshandlungen während der Jahre 1938 – 1945 gestorben oder in Konzentrationslagern 
umgekommen.  

Johannes Diekhoff hat in einem Anhang zu seinem Beitrag „Die Auricher Judengemeinde“ die 
Namen von 284 Auricher Opfern der Judenverfolgung aufgeführt. 
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Nur Wenigen gelang die rechtzeitige Ausreise oder Flucht, wie an zwei Beispielen erläutert werden 
soll: 
 
Familie Sternberg (Kaufhaus Meyer Sternberg) 

Das von Samuel Sternberg in den 90-er Jahren des 18. Jahrhunderts in Aurich gegründete Geschäft 
wurde Mitte des 19. Jahrhunderts von seinem Sohn Meyer Sternberg (• 18.08.1821 † 28.04.1885) 
übernommen und von der Marktstraße in die Osterstraße verlegt. 
Es gehörte Anfang des 20. Jahrhunderts neben der Firma Silomon zu den „großen“ Textilhäusern 
der damaligen Zeit in Aurich. 

Die Schikanen und Einschränkungen gegen bzw. für jüdische Geschäfte ab 1933 führten auch bei 
der Fa. Sternberg zu Umsatzrückgängen, die immer bedrohlicher für das Unternehmen wurden. 
Deshalb beschloss Erich Sternberg (• 18.08.1901 † 03.07.1965) im Januar 1936 in die USA zu reisen, 
um dort nach Möglichkeiten für eine sichere berufliche und persönliche Zukunft der Familie zu 
suchen. (Ein 1936 unterbreitetes Verkaufsangebot an die Fa. Silomon konnte von dieser wegen 
finanzieller Verpflichtungen für einen anderen Gebäudeerwerb nicht wahrgenommen werden.) 
Mit Hilfe von in den USA lebenden, bereits früher ausgewanderten Verwandten, fand er in der Stadt 
Baton Rouge (Louisiana) die Möglichkeit des Erwerbs eines alteingesessenen Kaufhauses. 
Nach einer verschlüsselten Mitteilung (HEUTE ERSTER KUNDE IM GESCHÄFT) an seine Frau Lea geb. 
Knurr (• 10.01.1904 † 23.07.1998) verließ diese im Dezember 1936 Aurich mit ihren drei Kindern 
Josef, Insa und Hans und fuhr von Bremen mit dem Schiff in die USA.  

 
Lea und Erich Sternberg mit ihren Kindern 
Insa, Josef und Hans 1937 in Baton Rouge 

 

Das Geschäft in Aurich wurde von Erichs Bruder Max zunächst weitergeführt bis auch dieser mit 
seiner Familie und Vater Jacob Sternberg (die Mutter war 1937 gestorben) Deutschland im Juni 1938 
Richtung USA verließ. Das Geschäft konnte er lt. Hans Sternberg nur zu einem Zehntel seines 
tatsächlichen Wertes verkaufen (der Grundstückswert wurde in einem Schreiben des Rechts-
anwalts Tjardes vom 07.10.1942 mit 80.000 RM angegeben). 
Sie hatten es gerade noch rechtzeitig geschafft.  

Weshalb konnte so stark in die Rechte der jüdischen Mitbürger eingegriffen werden?  
Dazu muß man die von der nationalsozialistischen Regierung beschlossenen rechtlichen Grundlagen 
kennen. 
Entscheidend war das 1935 beschlossene „Reichsbürgergesetz“ mit den dazu ergangenen 
Verordnungen. 
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Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben 

Mit der Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben (RGBl. 
1938 I, S. 1580) vom 12. November 1938 wurde Juden der Betrieb von Einzelhandelsverkaufsstellen 
sowie die selbständige Führung eines Handwerksbetriebs mit Wirkung zum Jahresende 1938 
untersagt. Auch durften Juden nicht mehr als Betriebsführer tätig sein und konnten als leitende 
Angestellte ohne Abfindung entlassen werden.  

Kurze Zeit später, am 3. Dezember 1938, folgte die „Verordnung über den Einsatz des jüdischen 
Vermögens“ (RGBl. 1938 I. S. 1709), die über die erforderlichen Ausführungsbestimmungen weit 
hinausging und Juden zum Verkauf ihrer Immobilien zwang sowie ihnen die Verfügung über ihre 
Ersparnisse entzog.  

Die „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus dem deutschen Wirtschaftsleben“, die unmittelbar 
nach den Novemberpogromen erlassen wurde, stellt mit großer Wahrscheinlichkeit die verschärfte 
Fassung eines bereits Anfang November entstandenen Entwurfs dar.  

Inhalt 

Juden gemäß der Definition der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz wurde ab 1. Januar 
1939 der Betrieb von Einzelhandelsverkaufsstellen, Versandgeschäften und dergleichen verboten. 
Auch die Gewerbeausübung auf Märkten und Messen wurde untersagt. Verboten war auch der 
selbständige Betrieb eines Handwerks.  

Juden durften nicht mehr „Betriebsführer“ sein. Eine zweite Durchführungsverordnung ließ Juden 
auch nicht mehr als „Stellvertretenden Betriebsführer“ zu. Als leitende Angestellte konnte ihnen mit 
einer Frist von sechs Wochen ohne Abfindung gekündigt werden.  

Die Mitgliedschaft eines Juden in einer Genossenschaft erlosch zum Stichtag.  

Der Reichswirtschaftsminister wurde ermächtigt, die erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu 
erlassen und Ausnahmeregelungen zu schaffen, soweit dies für eine Überführung in nichtjüdischen 
Besitz erforderlich war.  

Geltung 

Die Verordnung wurde am 12. November 1938 erlassen. Sie wurde bereits am 3. Dezember 1938 
durch die „Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens“ erheblich verändert und 
inhaltlich ausgeweitet. Förmlich aufgehoben wurde die Verordnung am 20. September 1945 durch 
das Kontrollratsgesetz Nr. 1 betreffend die Aufhebung von NS-Recht. 

 

Reichsbürgergesetz 

Das Reichsbürgergesetz (RBG) vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1146) teilte die deutsche 
Bevölkerung in Reichsbürger, „Staatsangehörige deutschen oder artverwandten Blutes“, einerseits 
und in ‚einfache‘ Staatsangehörige, „Angehörige rassefremden Volkstums“, andererseits. Damit 
wurde faktisch eine Zwei-Klassen-Gesellschaft geschaffen: Reichsbürger, die volle Rechte erhalten 
sollten und Reichsangehörige mit geringeren Rechten. Im engen Zusammenhang dazu steht das 
gleichzeitig erlassene „Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre“ 
(Blutschutzgesetz), das hinfort Eheschließungen von Juden und „Deutschblütigen“ sowie 
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außerehelichen Geschlechtsverkehr zwischen ihnen als „Rasseverrat“ bezeichnete und unter Strafe 
stellte.  

Wesentlich bedeutsamer als das Reichsbürgergesetz selbst waren die auf seiner Grundlage erlassenen 
Verordnungen zum Reichsbürgergesetz, deren erste eine nationalsozialistische Definition des 
Begriffs „Jude“ beinhaltet sowie die Entlassung der letzten jüdischen Beamten verfügt, die nach den 
Bestimmungen des „Frontkämpferprivilegs“ noch im Amt verblieben waren. Die deutsche 
Staatsangehörigkeit wurde zwar nach dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStAG) vom 
22. Juli 1913 erworben, mit der Zwölften Verordnung vom 25. April 1943 wurde, nun mitten im 
Weltkrieg, jedoch eine Staatsangehörigkeit auf Widerruf sowie eine Schutzangehörigkeit eingeführt, 
wobei überdies bestimmt wurde, dass „Zigeuner“ und Juden weder Staatsangehörige noch 
Schutzangehörige werden konnten.  

Das Reichsbürgergesetz war eines der beiden Nürnberger Rassengesetze, die auf dem 7. 
Reichsparteitag der NSDAP (10.–16. September 1935) beschlossen, daraufhin vom Deutschen 
Reichstag angenommen und vom damaligen Reichstagspräsidenten Hermann Göring feierlich 
verkündet wurden. Der Reichstag war eigens zu diesem Zweck für den 15. September 1935 
telegrafisch nach Nürnberg einberufen worden.  

Inhalt des Reichsbürgergesetzes 
 
Reichsgesetzblatt Teil I, 1935, S. 1146, ausgegeben am 16. September 1935: „Reichsbürgergesetz“ 

Das Reichsbürgergesetz brach mit der Rechtsgleichheit der deutschen Bürger; es unterschied 
zwischen dem vollberechtigten „Reichsbürger“, dem allein die vollen politischen Rechte zustehen, 
und dem ‚einfachen‘ Staatsangehörigen:  

 Ein Staatsangehöriger gehört dem Schutzverband des Deutschen Reiches an und ist diesem 
„besonders verpflichtet“. 

 Der Reichsbürger ist der alleinige Träger der vollen politischen Rechte „nach Maßgabe der 
Gesetze“. Dieser muss Staatsangehöriger „deutschen oder artverwandten Blutes“ sein 
(objektiver Maßstab). Er muss überdies durch sein Verhalten beweisen, dass er „gewillt und 
geeignet ist, in Treue dem Deutschen Volk und Reich zu dienen“ (subjektiver Maßstab). Das 
„Reichsbürgerrecht“ sollte durch einen Reichsbürgerbrief verliehen (verschriftlicht) werden.  

Die Rechtssetzung auf der Grundlage der Verordnungsermächtigung differenzierte allerdings 
zwischen 1935 und 1943 noch weiter, so dass es zum Zeitpunkt der Aufhebung des 
Reichsbürgergesetzes 1945 fünf verschiedene Kategorien gab:  

1. Reichsbürger (und damit gleichzeitig Staatsangehörige), 
2. (einfache) Staatsangehörige, 
3. Staatsbürger auf Widerruf, 
4. Schutzangehörige des Deutschen Reiches (fremdvölkische Einwohner der eingegliederten 

Gebiete, z. B. Protektoratsangehörige), 
5. ohne Rechtsstatus (z. B. Juden und „Zigeuner“ in den während des Zweiten Weltkriegs 

besetzten Gebieten).  

Zur geplanten Ausfertigung von Reichsbürgerbriefen kam es nicht. So verblieb es bis zur Aufhebung 
des Reichsbürgergesetzes nur bei einer vorläufigen Reichsbürgerschaft. Den Vorstellungen bei Erlass 
des Gesetzes nach sollte dieser ohnehin nur einem kleinen Kreis ausgehändigt werden. Mit dem 
Vollzug des Anschlusses Österreichs am 13. März 1938 und dem damit verbundenen rückwirkenden 
Inkrafttreten der „Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit im Lande Österreich“ vom 3. 
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Juli 1938 (RGBl. I S. 790) gab es keine österreichische Staatsbürgerschaft mehr. Da das „vorläufige 
Reichsbürgerrecht“ an den Besitz des Reichstagswahlrechts zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Reichsbürgergesetzes geknüpft war, wurde es im Land Österreich nicht eingeführt. Stattdessen 
erhielten alle Österreicher zunächst ipso jure dieselbe deutsche Staatsangehörigkeit, also auch Juden 
und „Zigeuner“. Mit den nachfolgenden Verordnungen zum Reichsbürgergesetz wurde dann auch die 
Staatsbürgerschaft der österreichischen Juden und „Zigeuner“ schrittweise fragmentiert und 
ausgehöhlt.  

Bedeutung 

Mit der Aufteilung der Deutschen in zwei Klassen, in (privilegierte) Reichsbürger und in (einfache) 
Staatsangehörige, begann die Aushöhlung des für alle gleichermaßen geltenden Rechts der 
Staatsangehörigkeit.  

Die Schaffung der privilegierten Reichsbürgerschaft „deutschen oder artverwandten Blutes“ 
ermöglichte die Entrechtung der anderen, mithin als minderwertig anzusehenden Staatsangehörigen 
für die Zukunft. Darin besteht die Schlüsselfunktion des Gesetzes.  

Explizit wurden Juden im Gesetz nicht erwähnt. Gleichwohl zielte dieses Gesetz vor allem auf ihre 
Ausgrenzung und Entrechtung ab. Die Erste Verordnung zum Reichsbürgergesetz vom 14. November 
1935 reichte zwei Monate später einen Inhalt nach, der das „ungeheuerliche Rassenrecht“ (Essner) in 
bürokratische Praxis ‚übersetzte‘: Sie kodifizierte einen genealogisch abgeleiteten, graduellen 
Judenbegriff (§ 5): „Jude ist, wer von mindestens drei der Rasse nach volljüdischen Großeltern 
abstammt“, „jüdischer Mischling ist, wer von einem oder zwei der Rasse nach volljüdischen 
Großeltern abstammt“ (§ 2).  

Der Beweis des „Volljüdischen“ für die Klassifizierung als „Jude“ erfolgte über die jüdische Religion 
der Großelternteile, unbeachtet der Tatsache, ob die betroffenen Personen Juden, Christen oder 
Atheisten waren. Bei der Einstufung als „jüdischer Mischling“ dagegen wurde auf faktische Kriterien 
abgestellt, sofern er „ersten Grades“ war (sogenannte „Halbjuden“, d. h. bei „zwei … volljüdische(n) 
Großeltern“): Gehörte dieser der „jüdischen Religionsgemeinschaft“ an oder war er mit einem 
„Juden“ verheiratet oder außerehelich gezeugt worden, galt für diesen ebenfalls der Judenbegriff (sog. 
„Geltungsjude“).  

Juden konnten nicht „Reichsbürger“ sein und wurden somit politisch entrechtet, insbesondere war 
ihnen das Wahlrecht aberkannt und die Ausübung eines öffentlichen Amtes untersagt worden (§ 4). 
Die Forderung des NSDAP-Parteiprogramms von 1920 allerdings, ihnen die deutsche 
Staatsangehörigkeit generell zu entziehen, wurde in der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
nicht umgesetzt.  

Doch alsbald wuchs dieses Gesetz zu einem existenzbedrohenden und -vernichtenden Werkzeug 
heran, denn in der Folge ergingen weitere zwölf „Verordnungen zum Reichsbürgergesetz“, durch 
welche die jüdische Minderheit weiter ausgegrenzt und entrechtet wurde. Diese Verordnungen 
regelten und bestimmten u. a.  

 die Entlassung der letzten jüdischen Beamten und Notare, 
 die Unterbindung der Berufstätigkeit von jüdischen Ärzten, Zahnärzten, Tierärzten, 

Apothekern, Rechtsanwälten und Patentanwälten, 
 die Meldepflicht und Auflistung jüdischer Gewerbebetriebe, 
 die Zwangsmitgliedschaft in der Reichsvereinigung der Juden in Deutschland; damit die 

Auflösung aller selbstverwalteten jüdischen Organisationen, den Ausschluss von der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege und dem Besuch staatlicher Schulen, 
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 den Verlust der Staatsangehörigkeit beim Verlassen des Staatsgebietes, zugleich den Einzug 
des Vermögens, 

 den Vermögenseinzug im Todesfall 
 und schließlich die Zuständigkeit der Gestapo anstelle der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 

Inkrafttreten 

Bekannt gemacht wurde das Reichsbürgergesetz im Reichsgesetzblatt vom 16. September 1935 und 
trat an diesem Tag in Kraft.  

In Österreich wurde es am 27. Mai 1938 bekannt gemacht, nachdem es am 24. Mai eingeführt worden 
war, und trat tags darauf zusammen mit dem sogenannten Blutschutzgesetz in Kraft. Mit Ausnahme 
der zweiten und zehnten Verordnung wurden in Österreich auch sämtliche Verordnungen 
kundgemacht, wobei die siebte aber nicht anzuwenden war. 

 

Erste Verordnung vom 14. November 1935  

Reichsgesetzblatt vom 14. November 1935: „Erste Verordnung zum Reichsbürgergesetz“ 

In der Ersten Verordnung zum Reichsbürgergesetz wird allen deutschblütigen Staatsangehörigen bis 
zu einer angekündigten endgültigen Regelung – zu der es niemals kam – eine vorläufige 
Reichsbürgerschaft zuerkannt. Auch „jüdischen Mischlingen“ wurden vorerst die politischen Rechte 
als Reichsbürger eingeräumt.  

In dieser Verordnung wurde grundlegend festgelegt, wer im Deutschen Reich als Jude 
beziehungsweise als „jüdischer Mischling“ zu gelten hatte. Mangels eines nachweisbaren Merkmals 
wurde die Religionszugehörigkeit der Vorfahren zum Kriterium herangezogen, um jemanden einer 
vermeintlich existierenden „jüdischen Rasse“ zuzurechnen:  

 „Juden“ waren Personen, von deren Großeltern drei oder vier „der Rasse nach“ jüdisch waren. 
 Als „jüdischer Mischling“ wurde bezeichnet, „wer von einem oder zwei der Rasse nach 

volljüdischen Großelternteilen abstammt“, aber keine weitere Bindung an das Judentum hatte. 

Um zu bestimmen, ob die Großeltern „der Rasse nach“ Juden waren, hätte man auf die Generation 
der Urgroßeltern zurückgreifen müssen, was in der Praxis zu einem kaum durchführbaren 
Erforschungsaufwand geführt hätte. Daher galt ein Großelternteil ohne Weiteres als volljüdisch, 
wenn er der jüdischen Religionsgemeinschaft angehörte. Dies konnte bedeuten, dass ein 
„deutschblütiger“ Großelternteil, der in eine jüdische Familie eingeheiratet und sich der jüdischen 
Kultusgemeinde angeschlossen hatte, im Ariernachweis „der Rasse nach“ als Jude zählte.  

Als Jude galt auch eine Person, die „der Rasse nach“ zwei jüdische Großeltern hatte und  

 der jüdischen Religionsgemeinschaft noch angehörte oder von ihr nach Erlass des Gesetzes 
aufgenommen wird; 

 mit einem Juden verheiratet war oder nach Erlass des Gesetzes einen Juden heiratet; 
 aus einer Ehe mit einem Juden stammte, die nach dem 15. September 1935 geschlossen wurde, 

oder 
 ein von einem Juden abstammendes außereheliches Kind war, welches nach dem 31. Juli 1936 

geboren wurde. 
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„Jüdische Mischlinge“, die durch diese zusätzlichen Merkmale als „Volljuden“ galten, wurden auch 
als „Geltungsjuden“ bezeichnet.  

Da für die Eigenschaft als Jude nun doch nichtrassische Merkmale wie das religiöse Bekenntnis der 
Großeltern, das eigene religiöse Bekenntnis oder rechtsgeschäftliche Willenserklärungen 
(mit)maßgeblich waren, war die Verordnung selbst für diejenigen widersprüchlich, die sich auf den 
Boden der NS-Weltanschauung stellten. Ferner wird in dieser Verordnung festgelegt, dass alle 
„Juden“ im Sinne dieser Definition bis zum Jahresende 1935 als Beamte in den Ruhestand zu 
versetzen seien. Bis dahin hatten nach einer Ausnahmebestimmung in § 3 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums ein unerwartet hoher Teil der „Nichtarier“ im 
Beamtenstatus verbleiben können, die sich auf das Frontkämpferprivileg berufen konnten.  

Als notwendige Folge, dass „Juden“ niemals Reichsbürger sein können (§ 4 Abs. 1 der Verordnung), 
mussten nach Absatz 2 alle jüdischen Beamten zum 31. Dezember 1935 in den Ruhestand treten.  

Drei weitere Verordnungen beziehen sich auf die „Erste Verordnung“ und ändern oder ergänzen diese 
lediglich um einen Punkt: Die „Zweite Verordnung zum Reichsbürgergesetz“ (1935) definiert 
umfassend, welche Personengruppen in den Ruhestand zu versetzen waren. Mit der „Siebenten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz“ (1938) wurden die Bestimmungen der Ersten 
Reichsbürgerverordnung aufgehoben, nach denen in den Ruhestand getretene jüdische Beamte bis 
zur Erreichung der Altersgrenze die vollen ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge beziehungsweise das 
Wartegeld erhielten. Gleichzeitig wurden diese Ruhestandsbezüge reduziert. Und in der „Neunten 
Verordnung zum Reichsbürgergesetz“ (1939) wurde „jüdischen Mischlingen“ aus der Ostmark 
zugestanden, dass sie nicht mit einem Juden verheiratet seien, wenn die Eheleute nach dem 
österreichischen Ehegesetz vom 6. Juli 1938 bis zur Bekanntmachung des Reichsbürgergesetzes nur 
von Tisch und Bett ohne Auflösung des Ehebandes getrennt waren und sich seitdem nicht wieder 
verheiratet hatten.  

 

Nach meinen Recherchen beim Niedersächsischen Landesarchiv - Abteilung Aurich – (Rep. 107 Nr. 
2923) wurde der Besitz von Erich und Max Sternberg 1937 an die Fa. Otto Honcamp Nachf. 
verpachtet und im Grundbuch ein Vorkaufsrecht für die Witwe Wissenhöfer (ehem. Inhaberin des 
Kaufhauses Otto Honcamp) eingetragen.  

Inhaber der Fa. Otto Honcamp Nachf. war der Kaufmann Cornelius Berents. Mit Vertrag vom 
14.02.1941 wurde der Grundbesitz an Cornelius Berents verkauft. 

Im Jahr 1951 stellten die Brüder Erich und Max Sternberg beim Wiedergutmachungsamt des 
Landgerichts Aurich Wiedergutmachungsansprüche gegen die Fa. Honcamp (Cornelius Berents) und 
das Deutsche Reich. 

Dabei ging es um folgende Forderungen: 
 Buchforderung auf Warenlager (Differenz zum Kaufpreis = 80.000 Reichsmark (RM) 
 Judenvermögensabgabe Max Sternberg = 8.800 RM; Erich Sternberg = 14.000 RM 
 Reichsfluchtsteuer Erich und Max Sternberg = 17.057 RM 
 Verschiedene Guthaben bei Kreditinstituten 
 Schmuckstücke und Münzen, die Max Sternberg bei der Ausreise von der Zollfahndungsstelle 

abgenommen wurden 
 4.000 RM, die Max Sternberg bei der Auswanderung in die USA für mitgenommene 

Gegenstände bezahlen mußte 
 mehrere vom Inhaber der Fa. Otto Honcamp Nachf. übernommene Gegenstände 
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Ob der Kaufpreis für die Liegenschaft ebenfalls eine Rolle spielte, ließ sich aus den Unterlagen 
nicht feststellen. 

 
Vor der Wiedergutmachungskammer beim Landgericht Osnabrück wurde am 21.04.1955 zwischen 
Erich und Max Sternberg sowie der Fa. Otto Honcamp Nachf. ein Vergleich geschlossen: 

„Cornelius Berents zahlt je 117.500 DM an Erich und Max Sternberg. Diese verzichten auf alle 
weiteren Forderungen und sonstigen Rückerstattungsansprüche.“ 

 

Ob der Vergleich umgesetzt wurde, konnte von mir nicht geklärt werden. 

 

1972 kaufte die Fa. Silomon die Liegenschaft und verlegte ihr Geschäft wegen Umbauarbeiten am 
Stammsitz vorübergehend nach dort. 1984 veräußerte sie den Besitz an die Ostfriesische 
Landschaftliche Brandkasse. 
 
Im Zuge des Neubaus der Ostfriesischen Brandkasse wurde das alte Gebäude samt Nachbarhäusern 
abgebrochen. 
 

Lea Sternberg, geb. Knurr besuchte ihre Vaterstadt erstmals wieder im Jahr 1992 und auch Hans 
Sternberg kam 2015 mit seinen Enkelkindern, Tochter und Schwiegersohn nach Aurich.  
Hans Sternberg selbst hatte bislang einen Besuch in Aurich abgelehnt. Doch dem Wunsch seiner 
Enkelkinder, die Stadt Aurich als Keimzelle der Familie Sternberg kennenzulernen, wollte er sich 
nicht entziehen. 
 
Zum Gedenken an die geflüchteten Mitglieder der Familie Sternberg wurden am 5. Oktober 2021 
„Stolpersteine“ in der Osterstraße verlegt. 
 

 
Stolpersteine für Erich Sternberg und Ehefrau Lea Sternberg, geb. Knurr, sowie deren Kinder Josef, Insa und Hans-
Joachim; außerdem für Max Sternberg und Ehefrau Frieda, geb. Wolff sowie Sohn Manfred  
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Geschäftshaus 1923                                                             

 
späterer Neubau und danach Kaufhaus Honcamp 
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dieses Foto aus den 1970-er Jahren zeigt das Ursprungshaus und den Neubau der ehemaligen Fa. Sternberg 

Die Fa. Honcamp hatte beide Häuser verbunden, was man an der gleichen Werbung erkennt 
 

                   
Abbruch-Fotos: Manfred Kurzbach 

 
Bis zum Jahr 1992 betrieb die Familie Sternberg in den USA ihre Kaufhäuser „Goudchaux´s“ und 
„Maison Blanche“. Sie hatten die Verkaufsflächen im Lauf der Zeit von 12.000 qm auf 120.000 qm 
erweitert und erwarben weitere Filialen. 

Insgesamt kamen sie auf 24 Geschäfte mit 8.000 Mitarbeitern und waren das größte privat geführte 
Kaufhaus der USA in Familienbesitz. 

1992 verkaufte Hans Sternberg die Firma aufgrund einer Negativentwicklung in den späten 1980-er 
und frühen 1990-er Jahren in den USA an eine Kaufhauskette. 

Damit endete eine von Samuel Sternberg in Aurich begründete 200-jährige Familientradition. 

Hans Sternberg hatte zwischenzeitlich eine Versicherungsgesellschaft mit dem Namen „Starmount“ 
(Stern-Berg) gegründet, führte diese fort und vergrößerte sie. 
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Familie Knurr (Fa. H.C. Knurr) 

Die ersten Mitglieder der Familie Knurr lebten bereits 1739 in Aurich und eröffneten dort ein 
Geschäft, einen Vorläufer des späteren „H.C. Knurr“. 
Das Textilgeschäft wurde im 19. Jahrhundert von Heymann Cassen Knurr (• 1815 ⴕ 1891) in der  
Norderstraße gegründet. 
Später wurde das Eckhaus Marktstraße/Norderstraße erworben und als Geschäfts- und Wohnhaus 
genutzt. 

 
 

1893 wurde der Neubau errichtet. 

 
Zeichnungen Kalli Gramberg (Aurich - von C.B. Meyer bis auf unsere Tage, III. Buch) 



344 
 

H.C. Knurrs Sohn Lippmann Knurr (• 02.08.1859 † 09.04.1942) hatte das Geschäft übernommen und 
wollte Aurich nicht verlassen, obwohl seine drei Söhne Harry, Hermann und Erich dies bereits 1938 
getan hatten und in die USA emigriert waren. 

Vom Bürgermeister der Stadt Aurich, Kurt Fischer (NSDAP), wurde Lippmann Knurr aufgefordert, 
sein Geschäft zu verkaufen. 
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Am 2. Februar 1939 wurde der Kaufvertrag vor dem Auricher Notar Eilt Tjardes von Lippmann Knurr 
und Henny Knurr, geb. Bienheim sowie den Käufern Hotelier Heinrich Buschmann, Leer, und 
Hotelier Otto Gross aus Aurich (Hotel „Schwarzer Bär“) unterzeichnet. 
Der Kaufpreis betrug 42.840 RM und entsprach nur dem Einheitswert + 20 % Aufschlag. 
Der Kaufpreis lag damit unter dem unter normalen Umständen zugrunde zulegenden Wert. 

 

Lippmann Knurrs Frau Ida war bereits 1927 gestorben und nun versuchte seine Tochter Lea 
Sternberg ihn zu überreden, doch seine ebenfalls verwitwete Schwägerin Henriette pro forma zu 
heiraten, um in die USA ausreisen zu können. 
Doch Henriette verweigerte aus religiösen Gründen eine Heirat. Beide zogen dann aber im Februar 
1940 gemeinsam zu Verwandten nach Bremen, wo Lippmann Knurr an den Folgen eines von 
antisemitischen Schlägern verursachten Sturzes vor eine Straßenbahn 1942 starb. 

Henriette Bienheim-Knurr wurde ins Vernichtungslager Treblinka gebracht und dort getötet. 
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Die Erwerber des Knurr-Gebäudes beabsichtigten, dort ein Kino mit 429 Plätzen zu errichten, was 
seitens der Stadt Aurich befürwortet wurde, da Aurich zwischenzeitlich Standort der 
Marinenachrichtenschule geworden war und man den Soldaten etwas bieten wollte. 

Doch die Pläne zerschlugen sich und die ehemaligen Geschäfts- und Wohnräume wurden vermietet 
(u.a. an das Wirtschaftsamt der Stadt Aurich, den Früchtehandel Borchardt & Diermann und den 
Rechtsanwalt Hurtzig). 

Nach dem Krieg befand sich in dem vormaligen Textilgeschäft Knurr der Obst- und Gemüsehandel 
„Borchardt & Diermann“, die zusammen bereits ein gleichnamiges Geschäft in der Norderstraße 25 
betrieben hatten. 
Dann folgten das medizinische Fachgeschäft „Hahn & Loechel“ und heute das Fachgeschäft 
„Hörgeräte Isermann“. 

 
Norderstraße mit Geschäftshaus von H.C. Knurr (vermutlich 1920-er Jahre) 
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ehemaliges Geschäftshaus Knurr im Jahr 2021,  
das fast noch im Originalzustand erhalten ist 

 
Auch an die Mitglieder der Familie Knurr erinnern 2012 und 2017 vor dem Gebäude verlegte 
„Stolpersteine“. 
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Anlage 2: Entnazifizierung 
 
Als Entnazifizierung wird die ab Juli 1945 umgesetzte Politik der Vier Mächte bezeichnet, die darauf 
abzielte, die deutsche und österreichische Gesellschaft, Kultur, Presse, Ökonomie, Justiz und Politik 
von allen Einflüssen des Nationalsozialismus zu befreien.  
Grundlage für die Entnazifizierung waren die auf der Konferenz von Jalta im Februar 1945 gefassten 
Beschlüsse, die vom US-State-Department ausgegebene Direktive JCS 1067 vom 26. April 1945 
sowie die Beschlüsse der Potsdamer Konferenz von August 1945.  
Die gemeinsame Zielsetzung der Entnazifizierung sollte durch ein Maßnahmenbündel erreicht 
werden, das unter anderem aus einer umfassenden Demokratisierung und Entmilitarisierung 
bestand. Das wichtigste Ziel war die Auflösung der NSDAP und der ihr angeschlossenen 
Organisationen.  
Zur Entnazifizierung zählte auch die Verfolgung von Kriegsverbrechen, die während des Zweiten 
Weltkriegs begangen worden waren und die Internierung von Personen, die als Sicherheitsrisiko für 
die Besatzungstruppen erschienen.  

Personenkreis 

Im Januar 1946 verabschiedete der Alliierte Kontrollrat in Berlin die Kontrollratsdirektive Nr. 24, die 
in Art. 10 detailliert die Personengruppen definierte, die zwangsweise aus öffentlichen und 
halböffentlichen Ämtern und aus verantwortlichen Stellungen in bedeutenden privaten 
Unternehmen entfernt und durch solche Personen ersetzt werden sollten, „die nach ihrer 
politischen und moralischen Einstellung für fähig erachtet wurden, die Entwicklung wahrer 
demokratischer Einrichtungen in Deutschland zu fördern“. Dazu zählten an erster Stelle jene 
Personen, die auf der Kriegsverbrecherliste der Alliierten Kommission für Kriegsverbrechen standen, 
sodann hauptamtlich im Offiziersrang tätige Parteimitglieder wie beispielsweise die Reichs- und 
Gauleiter sowie die hauptamtlich in den Parteigliederungen sowie den angeschlossenen und den 
betreuten Parteiverbänden tätige Personen, außerdem Beamte und Juristen.  
Personen, die als „überzeugte Anhänger des Nationalsozialismus voraussichtlich undemokratische 
Traditionen verewigen“ würden wie Berufsoffiziere der Deutschen Wehrmacht oder Personen, die 
die preußische Junkertradition verkörperten, sollten gem. Art. 11 sorgfältig überprüft und 
gegebenenfalls nach Ermessen entfernt werden. Art. 12 enthielt ermessensleitende Kriterien, die 
an die mehr als nur nominelle Mitgliedschaft in weiteren NS-Organisationen anknüpften wie die 
freiwillige Mitgliedschaft in der Waffen-SS oder die Mitgliedschaft in der Hitlerjugend und dem Bund 
Deutscher Mädel mit Beitritt vor dem 25. März 1939. Außerdem sollten nahe Verwandte 
prominenter Nationalsozialisten nicht beschäftigt werden. Es sei „wesentlich, daß die leitenden 
deutschen Beamten an der Spitze von Provinzen, Regierungsbezirken und Kreisen erwiesene Gegner 
des Nationalsozialismus sind, selbst, wenn dies die Anstellung von Personen nach sich zieht, deren 
Eignung, ihren Aufgabenkreis zu erfüllen, geringer ist“ (Art. 13).  

Umsetzung im besetzten Deutschland 

Die alliierten Siegermächte hatten zwar auf der Potsdamer Konferenz allgemeine Grundsätze zur 
politischen Säuberung beschlossen, sich jedoch nicht auf gemeinsame Verfahren und Zielvorgaben 
geeinigt. Jede Besatzungsmacht ging mit unterschiedlicher Härte und verschiedenen 
Grundschemata vor. Nicht überall wurde mit Massenverhaftungen begonnen. Insgesamt zählte man 
allein in den drei westlichen Besatzungszonen ca. 182.000 Internierte, von denen bis zum 1. Januar 
1947 allerdings ca. 86.000 aus den Entnazifizierungslagern entlassen wurden. Bis 1947 waren 
inhaftiert:  
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 Britische Zone 64.500 Personen (entlassen 34.000 = 53 %) 
 Amerikanische Zone 95.250 (entlassen 44.244 = 46 %) 
 Französische Zone 18.963 (entlassen 8.040 = 42 %) 
 Sowjetische Zone 67.179 (entlassen 8.214 = 12 %). 

In den westlichen Zonen kam es zu 5.025 Verurteilungen. Davon waren 806 Todesurteile, von denen 
486 vollstreckt wurden.  

In den drei Westzonen wurde über die 2,5 Millionen Deutschen, deren Verfahren bis 31. Dezember 
1949 durch die überwiegend mit Laienrichtern besetzten Spruchkammern entschieden war, wie 
folgt geurteilt:  

 54 % Mitläufer, 
 bei 34,6 % wurde das Verfahren eingestellt, 
 0,6 % wurden als NS-Gegner anerkannt, 
 1,4 % Hauptschuldige und Belastete (Schuldige). 

Viele der tief in die NS-Vergangenheit verstrickten Mitläufer konnten in der Bundesrepublik 
Deutschland unbehelligt nach 1949 Karriere machen. Mit Persilscheinen, die ihnen von 
(mutmaßlichen) Opfern für die beurteilenden Kommissionen und Spruchkammern ausgestellt 
wurden, gingen sie in die Politik, Justiz, Verwaltung, Polizei und an die Universitäten zurück; oft auch 
unter falschem Namen und häufig unter Mithilfe der Netzwerke (Rattenlinien) alter Kameraden oder 
von „Seilschaften“.  
So waren zeitweise in den 1950er Jahren mehr als zwei Drittel der leitenden Mitarbeiter des 
Bundeskriminalamtes ehemalige Mitglieder der SS.  
Verstärkt wurde dieses Scheitern einer tatsächlichen Aufarbeitung der Vergangenheit noch 
dadurch, dass die amerikanische Außenpolitik ab 1946 ihren Fokus gegen die Sowjetunion gesetzt 
hatte (siehe Kalter Krieg), während in der sowjetisch besetzten Zone kategorisch behauptet wurde, 
alle NS-Verbrecher seien ausschließlich im Westen zu finden.  
Die Briten hatten vornehmlich pragmatische Absichten zwecks eines möglichst raschen und 
reibungslosen Wiederaufbaus, und Frankreich tat sich selbst schwer mit der eigenen 
Vergangenheitsbewältigung im Zusammenhang mit Marschall Pétains Vichy-Regierung. Auch für 
Österreich lässt sich diese halbherzige Vorgehensweise nach dem Zusammenbruch des 
gemeinsamen Regimes nachweisen.  

Amerikanische Zone 

Die US-Amerikaner betrieben in ihrer Besatzungszone zunächst selbst eine engagierte und sehr 
bürokratische Entnazifizierung. Von jedem Erwachsenen ließen die Amerikaner Bögen mit 131 von 
ihnen erstellten Fragen ausfüllen, was eine umfassende Definition des Status mandatory removal (= 
‚entlassungspflichtig‘) ermöglichte. Bis Ende März 1946 wurden 1,26 von 1,39 Millionen Fragebögen 
durch die Special Branch der OMGUS-Behörde ausgewertet. Der Schriftsteller Ernst von Salomon 
thematisierte diese Befragung in seinem 1951 erschienenen autobiografischen Roman Der 
Fragebogen.  
Der spätere US-Präsident Dwight D. Eisenhower, 1945 Oberbefehlshaber der amerikanischen 
Truppen in Deutschland, schätzte die Zeit, die zur Entnazifizierung und zur Umerziehung zu 
demokratischen Idealen nötig wäre, auf rund 50 Jahre harte Arbeit ein. US-Army General Lucius D. 
Clay, Militärgouverneur der amerikanischen Regierung in Deutschland von 1947 bis 1949, vertrat 
die Ansicht, die Besatzung müsse für mindestens eine Generation aufrechterhalten werden, wenn 
die vorgegebenen Ziele erreicht werden sollten.  
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Am 5. März 1946 unterzeichnete der Länderrat des amerikanischen Besatzungsgebietes im 
Rathaussaal München das Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus. Mit 
diesem Gesetz wurde die Verantwortung für die Entnazifizierung und somit auch für die 
Internierungslager, die auch Entnazifizierungslager genannt wurden, in denen mutmaßliche 
Kriegsverbrecher, NS-Funktionäre und SS-Mitglieder festgehalten wurden, für Bayern, Groß-Hessen 
und Württemberg-Baden den deutschen Behörden übertragen.  

Zur Beurteilung der Verantwortlichkeit und zur Heranziehung zu Sühnemaßnahmen wurden 
folgende Personengruppen gebildet:  

1. Hauptschuldige (Kriegsverbrecher) 
2. Belastete / Schuldige (Aktivisten, Militaristen und Nutznießer) 
3. Minderbelastete (Bewährungsgruppe) 
4. Mitläufer 
5. Entlastete, die vom Gesetz nicht betroffen waren. 

Mit der Kontrollratsdirektive Nr. 38 vom 12. Oktober 1946 wurden diese fünf Kategorien 
allgemeinverbindlich für die vier Besatzungszonen.  

Am 13. Mai 1946 nahmen mit Genehmigung der US-amerikanischen Militärregierung (OMGUS) die 
ersten deutschen Laiengerichte, die Spruchkammern, zur Durchführung des Befreiungsgesetzes ihre 
Tätigkeit auf. 545 regional zuständige Spruchkammern saßen unter amerikanischer Militäraufsicht 
über mehr als 950.000 Fälle individuell zu Gericht. Die amerikanische Militärregierung hatte jedoch 
das Recht, im Einzelfall deutsche Entscheidungen zu korrigieren.  

Die US-amerikanische Militärregierung proklamierte ab 1947 eine neue Politik der Re-Education, mit 
dem Ziel der Einbindung eines noch zu schaffenden freien deutschen Staates als westlicher 
Bündnispartner. Im Laufe des Jahres 1948 ließ das Interesse der Amerikaner an einer konsequenten 
Entnazifizierung spürbar nach, da der Kalte Krieg mit dem Ostblock intensiver wurde. Mit 
Schnellverfahren sollte die Entnazifizierung nun abgeschlossen werden.  

Britische Zone 

Die Briten agierten gemäßigter als die Amerikaner. Eine Entnazifizierung fand hier nur in sehr 
begrenztem Umfang statt und konzentrierte sich hauptsächlich auf die schnelle Auswechslung der 
Eliten.  
Auch hier kam es zu Ausnahmen, so konnte der deutsche Konzernchef Günther Quandt in Nürnberg 
nicht angeklagt werden, weil die Briten an die ermittelnden amerikanischen Behörden notwendige 
Unterlagen nicht weiterleiteten. Obwohl Quandt nachweislich in seinen Rüstungswerken (Afa, 
heute VARTA in Hannover, sowie zwei weiteren Firmen in Berlin und Wien) KZ-Häftlinge 
ausgebeutet hatte, wurde er nur als 'Mitläufer' eingestuft. Bereits 1946 bekam er wieder lukrative 
Aufträge – von der britischen Armee.  
Die Briten arbeiteten dabei mit einem Skalensystem von 1 bis 5. Die Kategorien 3 bis 5 (leichtere 
Fälle) wurden von deutschen Entnazifizierungsausschüssen (Spruchgerichte) entschieden, die von 
den Briten 1946 aus Mitgliedern demokratischer Parteien wie der SPD vor Ort gebildet wurden. Die 
Entscheidungen dieser Ausschüsse wurden im Allgemeinen akzeptiert, da die Kategorien 1 und 2 
(schwere Fälle) ohnehin nicht in diesen Gremien behandelt wurden. Für die Aburteilung von 
Angehörigen verbrecherischer NS-Organisationen wie beispielsweise der SS, der Waffen-SS, des SD 
wurden deutsche Spruchkammern eingerichtet. Mehr als 1.200 deutsche Richter, Staatsanwälte 
und Hilfskräfte führten in der britischen Zone im Ganzen 24.200 Verfahren durch.  
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Hätte man konsequent alle Mitglieder der NS-Vereinigungen angeklagt, deren verbrecherischer 
Charakter vom internationalen Militärgerichtshof in Nürnberg festgestellt worden war, hätte man 
nach amerikanischen Schätzungen etwa 5 Millionen Verfahren durchführen müssen.  

Eine britische Verordnung legte fest, dass Richter und Schöffen nicht Mitglied der NSDAP oder einer 
ihrer Organisationen gewesen sein durften. Hintergrund dafür war, dass etwa 90 Prozent der 
Angehörigen der deutschen Rechtspflege einschließlich der Anwälte Mitglied im NS-
Rechtswahrerbund war, dessen Mitgliedschaft freiwillig war. Drei Viertel der Angeklagten wurden 
mit Strafen belegt, wovon wiederum die Mehrzahl mit der Internierungshaft als abgegolten erklärt 
wurde. Nur 3,7 Prozent der Angeklagten mussten weitere Monate in Esterwegen absitzen, 4,5 
Prozent noch eine Geldstrafe zahlen.  

Französische Zone 

Da die französische Besatzungstruppe, bestehend aus Einheiten der Forces françaises libres (Freie 
Französische Streitkräfte), generalstabsmäßig zur 6. amerikanischen Armeegruppe gehörte, galten 
die amerikanischen Direktiven formal auch für die französische Militärverwaltung. Wie mit 
ehemaligen Funktionären und Kollaborateuren des NS-Regimes zu verfahren sei, war jedoch 
umstritten; ähnlich wie in Frankreich selbst. „Generell lässt sich sagen, dass die […] Franzosen 
weniger streng verfuhren und sich, anstatt auch den letzten denkbaren Missetäter enttarnen zu 
wollen, mehr auf die 'schlimmsten Fälle' konzentrierten“. Wer entweder ab 1. Januar 1919 geboren 
war oder später kein nationalsozialistisch geprägtes Amt ausgeübt hatte, war automatisch entlastet. 
Ab Juli 1948 wurden mit der Verordnung 165 alle „einfachen“ Parteimitglieder als Mitläufer 
eingestuft. Nach Klaus Bölling verzichteten die Franzosen auf eine systematische Entnazifizierung, 
„da sie wohl der Meinung waren, dieser Versuch sei ohnehin hoffnungslos“.  

Christian Mergenthaler, bis 1945 württembergischer Ministerpräsident, und mehr als 800 weitere 
ehemalige Funktionäre der NSDAP wurden von der französischen Besatzungsmacht in einem Lager 
bei Balingen interniert und mit Zwangsarbeiten in Ölschieferbetrieben und Zementwerken 
beschäftigt. Nach Spruchkammerverfahren wurden diese Internierten bis Januar 1949 entlassen, 
meist als „minder belastet“. Umstritten war in der französischen Zone vor allem die Einstufung 
prominenter Industrieller aus Friedrichshafen: Trotz Protesten von Sozialisten und Gewerkschaftern 
blieben ehemalige Wehrwirtschaftsführer wie Claude Dornier, Karl Maybach und Hugo Eckener 
weitgehend unbehelligt, da sie Rüstungsgüter für Frankreich lieferten.  

Sowjetische Zone 

Die Entnazifizierung in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) war mit einem grundlegenden 
kommunistischen Umbau verbunden und wurde schnell und konsequent durchgeführt. Dabei 
konnte teilweise bereits auf die Vorarbeiten der amerikanischen Militärbehörden zurückgegriffen 
werden, so in Thüringen und Sachsen, wo die US-Armee vor der Roten Armee eingetroffen war.  

Funktionsträger der NSDAP und ihrer Organisationen wurden aus Ämtern entfernt und teilweise in 
Speziallagern interniert. Die Gesamtaufsicht für die Entnazifizierung in der SBZ lag direkt beim 
sowjetischen Geheimdienst NKWD. Sie diente den stalinistischen Machthabern auch als Vorwand, 
Kritiker des neuen Regimes, darunter Sozialdemokraten, aus dem Verkehr zu ziehen. Seit 1948 
unterstanden die Speziallager der Lager-Hauptverwaltung GULag des Moskauer Innenministeriums. 
Nach offiziellen sowjetischen Angaben wurden rund 122.600 Personen inhaftiert, wozu noch 
weitere 34.700 mit ausländischer, vorwiegend sowjetischer Nationalität kamen, die in der NS-Zeit 
als Fremd- oder Zwangsarbeiter in Deutschland waren.  
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Um die Entnazifizierung wirksam zur „Politischen Säuberung“ von Personen, die dem Sozialismus 
kritisch gegenüberstanden, und zur Gleichschaltung der Institutionen zu nutzen, waren die 
Entnazifizierungskommissionen parteipolitisch einseitig zusammengesetzt. Sie bestanden 
typischerweise aus einem Mitglied von CDU und LDPD, zwei Vertretern der SED sowie drei 
Vertretern der Massenorganisationen, die ebenfalls der SED angehörten.  

Nationalsozialistische Funktionäre erkannten schnell, dass sie in den westlichen Besatzungszonen 
weniger zu befürchten hatten. Viele sahen ihre einzige Chance darin, sich dem Westen mit 
antikommunistischen Argumenten anzudienen, was im Osten naturgemäß nicht möglich war. 
Wiederum waren die späteren Funktionsträger der SBZ häufig direkt vom NS-Regime Verfolgte und 
bewerteten die bloße Mitgliedschaft in der NSDAP als Vergehen.  

In den Lagern der SBZ, die bis zu ihrer Auflösung im Januar 1950 ausschließlich sowjetischer 
Kontrolle unterstanden, herrschten schlechte Haftbedingungen, an deren Folgen nach sowjetischen 
Angaben mindestens 42.800, nach anderen bis zu 80.000 Menschen starben. Bei der Auflösung der 
Lager wurden die Insassen entlassen oder zur weiteren Strafverbüßung bzw. zu ihrer Aburteilung – 
Waldheimer Prozesse – ostdeutschen Behörden übergeben.  

Von Seiten der SED-Propaganda wurde in der Nachkriegszeit die Deutsche Demokratische Republik 
als einziger antifaschistischer Staat dargestellt, wobei es in der BRD eine häufige personelle 
Kontinuität bei der Besetzung von Dienststellen gebe. Diese Vorwürfe waren berechtigt, da im 
Westen schon ab den 1950er Jahren eine Verdrängung der zwölfjährigen Diktatur begann, teilweise 
schon eine Qualifikation für hohe Ämter hinterfragt wurde, falls ein Kandidat nie NSDAP-Mitglied 
war. Dem wurde von Seiten des Westens erwidert, dass der Osten auch erklärte Gegner des 
Nationalsozialismus wie Konrad Adenauer und Verfolgte wie Kurt Schumacher zu Unrecht mit dem 
Nazivorwurf konfrontiere.  
Praktisch wollte die SED-Führung auf die Mitarbeit und das Fachwissen ehemals NS-belasteter 
Personen nicht verzichten, insbesondere da auch im DDR-Regime Disziplin, Zuverlässigkeit, 
Organisationstalent, Rednertalent oder Gehorsam an oberster Stelle der Sekundärtugenden 
standen. So waren im Zeitraum von 1946 bis 1989 von den 263 ersten und zweiten Bezirks- und 
Kreissekretären der SED, die in den Bezirken Gera, Erfurt und Suhl den Geburtsjahrgängen bis 
einschließlich 1927 angehört hatten, fast 14 Prozent ehemalige NSDAP-Mitglieder, mithin erheblich 
mehr, als jene 8,6 Prozent aller Mitglieder, die nach einer Erfassung der SED aus dem Jahr 1954 in 
der NSDAP gewesen waren. Das Thema NS-Vergangenheit der Funktionsträger wurde in der DDR 
weitgehend verschwiegen. Fallweise sei jemand als Jugendlicher verführt worden. Da es als Problem 
der Bundesrepublik betrachtet wurde, gab es auch wenig Beschäftigung mit möglicher Schuld oder 
Verantwortung.  

Öffentlicher Dienst 

Die Entlassung von NSDAP-Mitgliedern aus dem öffentlichen Dienst wurde in den 
Verwaltungsgebieten der SBZ unterschiedlich gehandhabt. In manchen Gebieten wurden nur die 
höheren Dienstränge entlassen, in anderen hingegen alle nominellen Parteimitglieder. Bei der 
Neubesetzung der dadurch weitgehend leergefegten Behörden unterschied sich die SBZ von den 
Westzonen. Während diese bei höheren Positionen zumeist auf altgediente Politiker und Fachleute 
aus dem demokratischen Parteispektrum der Weimarer Republik zurückgriffen, wurden in der SBZ 
KPD/SED-Mitglieder bevorzugt. Dennoch sorgte auch in der SBZ der kriegsbedingte Mangel an 
Arbeitskräften für eine pragmatische Rehabilitierungspolitik. Im August 1947 waren von 828.300 
statistisch erfassten NSDAP-Mitgliedern nur mehr 1,6 Prozent arbeitslos. Allerdings blieb den 
NSDAP-Mitgliedern in der SBZ in aller Regel die Rückkehr in den Schuldienst, den Polizei- und 
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Justizapparat und die innere Verwaltung verwehrt, während sie in den Westzonen auch wieder in 
diese Bereiche zurückkehren durften, wodurch sich in manchen Fällen eine von vielen als bedenklich 
empfundene personelle Kontinuität herstellte.  

In Westdeutschland führte die Verzahnung staatlicher Funktionen und Institutionen mit 
Parteistrukturen nach 1945 dazu, dass ehemalige SS-Mitglieder ihre früheren staatlichen 
Funktionen an anderer Stelle wieder ausüben konnten. Zu nennen sind hier Richter, Staatsanwälte, 
Polizisten, Ärzte, Lehrer, Offiziere, Beamte usw. Ihr Fachwissen war für den Aufbau der 
Bundesrepublik so wichtig, dass ihre Tätigkeit für den Nationalsozialismus nach 1945 bewusst 
ausgeblendet wurde. Wieder in Funktion, stellten sie sich gegenseitig Persilscheine aus, ließen 
belastende Dokumente verschwinden und beugten Recht und Gesetz zu ihrem Vorteil. Infiziert und 
durchdrungen von der zwischen 1933 und 1945 herrschenden Ideologie und Moral, hat diese Elite 
nachfolgende Generationen wesentlich geprägt.  

Entnazifizierungsschluss 

Als „Entnazifizierungsschlussgesetz“ wird mitunter das am 10. April 1951 vom 1. Deutschen 
Bundestag bei nur zwei Enthaltungen verabschiedete, am 13. Mai 1951 verkündete und 
rückwirkend zum 1. April in Kraft getretene Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen bezeichnet (BGBl. I S. 307). Dieses Gesetz sicherte 
nun mit Ausnahme der Gruppen 1 (Hauptschuldige) und 2 (Belastete) die Rückkehr in den 
öffentlichen Dienst ab. Quasi zum moralischen Ausgleich hatte der Bundestag das „Gesetz zur 
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes“ nur wenige Tage vorher einstimmig verabschiedet, dieses wurde einen Tag vor jenem 
verkündet (BGBl. I S. 291).  
Vergleichbare Gesetze wurden auch auf Landesebene beschlossen, so z. B. in Schleswig-Holstein 
zunächst das „Gesetz zur Fortführung und zum Abschluss der Entnazifizierung“ vom 15. Februar 
1948, das mit einer breiten Mehrheit aus allen Parteien angenommen wurde und später das 
umstrittene "Gesetz zur Beendigung der Entnazifizierung" vom 14. März 1951, das u. a. die Rückkehr 
ehemaliger NS-Funktionäre bis in höchste Ämter der Politik und Verwaltung ermöglichte. Für die 
Rückkehr belasteter Personen in öffentliche Ämter wurde das Schlagwort der Renazifizierung 
gebildet.  

Die Entnazifizierung fand damit auf Länder- und Bundesebene ihr endgültiges Aus, und dies wurde 
von vielen in der Bevölkerung widerspruchslos akzeptiert.  

Art. 139 GG, der die zur „Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus 
erlassenen Rechtsvorschriften“ betraf, hat nach herrschender Meinung mit dem Abschluss der 
Entnazifizierung seinen Anwendungsbereich verloren.  

Nachdem im Zuge der Verjährungsdebatte mit dem 16. Strafrechtsänderungsgesetz vom 16. Juli 
1979 die Verjährung für Verbrechen nach § 211 StGB (Mord) aufgehoben worden war (§ 78 Abs. 2 
StGB n.F.), ist eine strafrechtliche Verfolgung von NS-Tätern weiterhin möglich.  
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